
Bekanntmachung 

Vierstreifiger Ausbau der B 462 mit Umbau der Anschlussstelle Rastatt - Nord an 
der A 5 

Das Regierungspräsidium Karlsruhe gibt Folgendes bekannt: 

1. Das Regierungspräsidium Karlsruhe und die Autobahn GmbH des Bundes haben
als zuständige Straßenbaubehörden die Planfeststellung nach dem

Bundesfernstraßengesetz (FStrG) für folgendes Bauvorhaben beantragt:

Vierstreifiger Ausbau der B 462 mit Umbau der Anschlussstelle Rastatt - Nord 
an der A 5  

Der Ausbau betrifft den Abschnitt der B 462 vom heutigen Ausbauende bei 
Rastatt-Rauental bis zur Einmündung in die Bundesstraße B 3. Die signali-
sierte Einmündung der K 3716 in die B 462 wird höhenfrei umgestaltet. Ebenso 
ist die Anschlussstelle Rastatt-Nord an der Bundesautobahn A 5 Karlsruhe - 
Weil am Rhein (- Basel) um zwei Rampen zu erweitern und zu einem vollen 

Kleeblatt umzubauen. Infolge des Ausbaus und der Vergrößerung der AS 
Rastatt-Nord sind zudem der signalisierte, höhengleiche Anschluss der 
Kreisstraßen 3715 (von Rauental) und der Anschluss der K 3728 (von 
Muggensturm) an die B 462 aufzuheben. 

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen folgende Eingriffe und Maßnahmen: 

- Vierstreifiger (zweibahniger) Ausbau der B 462 vom heutigen Ausbauende

bei Rastatt-Rauental bis zur Einmündung in die Bundesstraße B 3 (Länge ca.
2,1 km)

- Teil-Verlegung der B 462 im Überquerungsbereich (Brücke) der A 5 (Länge
ca. 1,3 km)

- Anpassung der Brücke im Zuge der B 462 über die Rheintalbahn
- Ausbau des Knotenpunkts der B 462 mit der B 3 durch die Anlage von

Zusatzspuren
- Ausbau des Knotenpunkts A 5 / B 462 (Anschlussstelle Rastatt-Nord) von

einem halben Kleeblatt mit signalisierten Einmündungsbereichen zu einem
vollen Kleeblatt

- Anpassung der Ein- und Ausfädelstreifen der A 5 (Länge ca. 2,8 km)



- Neuanlage der Verteilerfahrbahnen an der Westseite der A 5 (Länge ca. 2,3
km)

- Neuanlage der Verteilerfahrbahn an der Ostseite der A 5 (Länge ca. 1,2 km)
- Rückbau mehrerer Gebäude auf einer Firmenfläche im Gewann Schäferrain

südlich der bestehenden AS Rastatt-Nord
- Ausbau der K 3716 (Länge ca. 1,7 km)
- Umbau des Anschlusses der K 3716 an die B 462 zu einer links der B 462

liegenden Trompete mit Trogbauwerk im Zuge der K 3716 und Brücke der
B 462 über die K 3716 sowie Brücke im Zuge der Direktrampe zur Auffahrt auf
die B 462 Richtung Rastatt - Weil am Rhein.

- Umgestaltung des Kreisverkehrs K 3716 / "Im Wöhr" zu einer lichtsignal-
geregelten Kreuzung

- Ausbau der K 3714 (ca. 0,53 km)
- Erneuerung des die A 5 überführenden Brückenbauwerks im Zuge der K 3714

unmittelbar nördlich des bestehenden Bauwerks sowie Anpassung der
beidseitigen Rampen

- Verlängerung des Durchlasses für den Federbach unter der A 5 um 5 m
- Neubau einer Schallschutzwand bei Rauental (Länge ca. 710 m, Höhe max.

7,00 m)
- Brücke im Zuge der B 462 über einen Wirtschaftsweg, der auf einer Länge

von 100 m in ein Trogbauwerk gelegt wird
- Neubau einer Radwegunterführung unter der B 462 (Breite ca. 4 m)
- Rückbau der K 3715 und der K 3728 zum Wirtschaftsweg zwischen den

beiden Kreisstraßen K 3717 und K 3714
- Rückbau des P+M-Parkplatzes an der B 462 bei Rauental und Neuanlage in

der Straße „Im Baisert“ westlich der neuen Verteilerfahrbahn
- Verlegung und Anpassung einiger Wirtschaftswege
- Anpassung der Straßenentwässerung zur Ableitung von Niederschlags-

wasser inklusive Retentionsbodenfiltern zum Einsatz vor Einleitung in
Federbach und Murg

- Anlage neuer Versickerungsmulden entlang der B 462
- Herstellung einiger Pflegewege zum Unterhalt von Bauwerken und Ent-

wässerungsanlagen
- Sicherung und Verlegung bestehender Ver- und Entsorgungsleitungen
- Vorübergehende Bereitstellung von Baustelleneinrichtungsflächen
- Eingriffe in Landschaftsschutzgebiet „Auenwälder und Feuchtwiesen

westlich von Ötigheim“
- Eingriffe in FFH-Gebiet „Rheinniederung zwischen Wintersdorf und

Karlsruhe“



- Eingriffe in gesetzlich geschützte Biotope:
- Eingriffe in FFH-Mähwiesen
- Eingriffe in geschützte Streuobstbestände
- Eingriffe in geschützte Waldbestände
- Ersatzaufforstung von standortsgemäßen Laubmischwäldern
- Naturschutzrechtliche Vermeidungs-, Minderungs-, CEF- und Kompen-

sationsmaßnahmen

2. Das Regierungspräsidium Karlsruhe hat festgestellt, dass für das Vorhaben eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.

3. Die Planunterlagen sind in der Zeit vom 15.07.2026 bis 
einschließlich 14.08.2026 auf der Internetseite des Regierungspräsidiums 
Karlsruhe (www.rp-karlsruhe.de) unter
„Abteilungen / Abteilung 1 / Referat 17- Recht, Planfeststellung / Aktuelle 
Planfeststellungsverfahren / Straßen“ veröffentlicht.

Auf Verlangen stellt das Regierungspräsidium Karlsruhe eine leicht zu 
erreichende andere Zugangsmöglichkeit zur Verfügung. In diesem Fall ist das 
Verlangen bis zum 14.08.2026 an das Regierungspräsidium Karlsruhe zu richten. 

4. Jeder, dessen Belange durch eine Zulassungsentscheidung berührt werden,
sowie Vereinigungen, deren satzungsmäßiger Aufgabenbereich durch eine
Zulassungsentscheidung berührt wird, darunter Vereinigungen zur Förderung
des Umweltschutzes (Vereinigungen), können

bis einschließlich 14.09.2026 

Einwendungen gegen den Plan erheben oder sich zu den Umweltauswirkungen 
des Vorhabens äußern (Äußerungsfrist). Einwendungen und Äußerungen 

sollen bevorzugt elektronisch (poststelle@rpk.bwl.de) oder können schriftlich 
(Regierungspräsidium Karlsruhe, Schlossplatz 1-3, 76131 Karlsruhe) übermittelt 
werden.  
Aus Einwendungen oder Äußerungen muss der volle Name und die Anschrift 
erkennbar sein, damit diese im Verwaltungsverfahren zugeordnet werden 
können. Das Aktenzeichen (RPK17-0513.2-19) sowie ggf. die Flurstück-
nummer(n) der betroffenen Grundstücke sollen angegeben werden.  

http://www.rp-karlsruhe.de/
http://www.rp-karlsruhe.de/
mailto:poststelle@rpk.bwl.de


 

 

 Mit dem Ablauf der Äußerungsfrist sind alle Einwendungen und Äußerungen in 
diesem Verwaltungsverfahren über die Zulässigkeit des Vorhabens ausge-
schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Der 
Ausschluss gilt nicht für ein Rechtsbehelfsverfahren. 

 
5. Für das Verfahren und die Zulassungsentscheidung ist das Regierungs-

präsidium Karlsruhe, Schlossplatz 1-3, 76131 Karlsruhe, zuständig. 
 
 Es kann das Vorhaben ggf. mit Nebenbestimmungen – beispielsweise Schutz-

vorkehrungen – zulassen (Planfeststellungsbeschluss) oder den Antrag ab-

lehnen. 
 
6. Zu dem Vorhaben liegen ein UVP-Bericht und weitere entscheidungserhebliche 

Berichte und Empfehlungen vor: 
 

- Erläuterungsbericht 
- Landschaftspflegerische Maßnahmenpläne und Maßnahmenblätter 
- Schalltechnische Untersuchung 
- Schalltechnische Untersuchung (Baubetrieb) 
- Luftschadstoffgutachten  

- Wassertechnische Untersuchungen 
- Landschaftspflegerischer Begleitplan 
- Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 
- FFH-Vorprüfung 
- Umweltverträglichkeitsstudie 
- Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie 
- Beurteilung von Chloreinleitung in die Murg in Rastatt 
- Klimabeitrag 
- Bodenschutzkonzept 
- Abfallverwertungs- und Entsorgungskonzept 

- Verkehrsuntersuchung 
 
7. Nach Ablauf der Äußerungsfrist werden rechtzeitige Einwendungen und 

Äußerungen zu dem Plan mit dem Träger des Vorhabens, den Behörden, den 
Betroffenen, den Vereinigungen sowie denjenigen, die sich geäußert haben, 
gegebenenfalls in einem Termin mündlich erörtert, der mindestens eine Woche 
vorher ortsüblich bekannt gemacht wird. Die Behörden, der Vorhabenträger, die 
Vereinigungen und diejenigen, die Einwendungen erhoben und Äußerungen 
abgegeben haben, werden von diesem Termin gesondert benachrichtigt. Sind 



 

 

mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, können diese Benachrichti-
gungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Bei Ausbleiben 
eines Beteiligten kann auch ohne ihn verhandelt werden. 

 
8. Die Zustellung, Bekanntmachung und Auslegung des Planfeststellungsbe-

schlusses wird dadurch bewirkt, dass die Entscheidung mit einer Rechts-
behelfsbelehrung und dem festgestellten Plan für zwei Wochen auf der 
Internetseite des Regierungspräsidiums Karlsruhe (www.rp-karlsruhe.de) unter 
„Abteilungen / Abteilung 1 / Referat 17 - Recht, Planfeststellung / 
Planfeststellungsbeschlüsse / Straßen“ veröffentlicht wird. Daneben wird der 

verfügende Teil des Planfeststellungsbeschlusses, ein Hinweis auf Auflagen 
sowie die Rechtsbehelfsbelehrung in den örtlichen Tageszeitungen, in deren 
Verbreitungsgebiet sich das Vorhaben voraussichtlich auswirken wird, bekannt 
gemacht. 

 
9. Hinweis: 
 Vom Beginn der Auslegung des Planes an können eine Veränderungssperre und 

Anbaubeschränkungen entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen in Kraft 
treten. 

 

10. Diese Bekanntmachung sowie die zur Einsicht ausgelegten Planunterlagen sind 
auf der Internetseite des Regierungspräsidiums Karlsruhe (www.rp-
karlsruhe.de) unter „Abteilungen / Abteilung 1 / Referat 17 - Recht, 
Planfeststellung / Aktuelle Planfeststellungsverfahren“ und im UVP-Portal 
(www.uvp-verbund.de) zugänglich gemacht. 

 
11. Zur Verarbeitung personenbezogener Daten, insbesondere deren Weitergabe 

an den Vorhabenträger im Rahmen des Verfahrens, wird auf die Datenschutz-
erklärung verwiesen. Diese kann auf der Internetseite  

 https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/datenschutzerklaerungen-der-

regierungspraesidien-b-w/  
 unter dem Stichwort „24-01SFT_17-01K: Planfeststellung“ abgerufen werden. 

Auf Wunsch werden diese Informationen vom Regierungspräsidium Karlsruhe in 
Papierform versandt. 

 
Regierungspräsidium Karlsruhe 


